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An den  
Vorsitzenden des 
Ausschusses für Wirtschaft, Industrie,  
Klimaschutz und Energie  
des Landtags Nordrhein-Westfalen 
Herrn Dr. Robin Korte MdL 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 
 
 
 
Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz 
und Energie am 22. Januar 2025 
 

 

 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

 

die Fraktion der FDP hat zur o. g. Sitzung um einen schriftlichen Bericht 

zum Thema „Lagebericht Tagebau Hambach – Abgrabungen Manhei-

mer Bucht und Besetzung des Sündenwäldchens“ unter TOP 3 

„Strukturwandel in Nordrhein-Westfalen“ gebeten.  

 

In der Anlage übersende ich den erbetenen Bericht mit der Bitte um Wei-

terleitung an die Mitglieder des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Kli-

maschutz und Energie.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

 

 

Mona Neubaur MdL 
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Bericht des Ministeriums für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und 

Energie für die Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, 

Klimaschutz und Energie am 22. Januar 2025  

 

„Lagebericht Tagebau Hambach – Abgrabungen Manheimer Bucht 

und Besetzung des Sündenwäldchens“ unter TOP 3 „Strukturwan-

del in Nordrhein-Westfalen“ 

 

 

1. Genehmigungssituation für den Tagebau Hambach 

Beim Braunkohlentagebau Hambach handelt es sich um einen Gewin-

nungsbetrieb im Geltungsbereich des Bundesberggesetzes (BBergG). 

Nach § 51 BBergG besteht eine Betriebsplanpflicht im Sinne eines Ge-

nehmigungsvorbehaltes.  

Der Betrieb des Braunkohlentagebaus Hambach erfolgt seit Betriebsauf-

nahme in den 1970er Jahren ununterbrochen auf der Basis entsprechen-

der Betriebspläne. Für den Betrieb des Tagebaus war zuletzt ein bis Ende 

2024 befristeter Hauptbetriebsplan zugelassen. Daher hat das den Tage-

bau betreibende Unternehmen, die RWE Power AG (RWE), der Bergbe-

hörde 2024 einen neuen Hauptbetriebsplan für den Zeitraum 2025 bis 

2028 vorgelegt und dessen Zulassung beantragt. Es handelt sich dabei 

nicht um eine Erweiterung des Tagebaus Hambach, sondern um eine 

Fortführung des Tagebaus innerhalb der Grenzen des zugelassenen 

Rahmenbetriebsplans unter Berücksichtigung der mit dem auf 2030 vor-

gezogenen Kohleausstieg und dem Erhalt des Hambacher Waldes ver-

kleinerten Abbaubereiches gemäß geändertem Braunkohlenplan. 

Bei der behördlichen Entscheidung über eine beantragte Betriebsplanzu-

lassung handelt es sich um eine gebundene Entscheidung. Das heißt, 

wenn die im BBergG festgelegten Zulassungskriterien erfüllt sind, muss 

die Behörde die Zulassung erteilen – andernfalls handelt sie rechtswidrig. 

Sie hat an der Stelle kein eigenes Ermessen. Eine geplante Aufsuchung 

oder Gewinnung von Bodenschätzen kann bei Erfüllung der Zulassungs-

kriterien - auch das gibt das BBergG vor (§ 48 Absatz 2) – nur beschränkt 

oder untersagt werden, soweit ihr überwiegende öffentliche Interessen 

entgegenstehen. Insbesondere sind hier die Festlegungen in Leitent-

scheidungen der Landesregierung 2021 und 2023 maßgeblich und die 
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Ziele des inzwischen am 19. Dezember 2021 genehmigten geänderten 

Braunkohlenplans für den Tagebau Hambach1 zu beachten.  

In Umsetzung der Leitentscheidung von 2021 sieht der Braunkohlenplan 

Hambach eine bergbauliche Inanspruchnahme von Flächen der soge-

nannten Manheimer Bucht einschließlich der zentral im Abbaugebiet lie-

genden Fläche eines kleinen Waldstücks nördlich der ehemaligen Ort-

schaft Manheim (sogenanntes Sündenwäldchen) vor. Die Bezirksregie-

rung Köln hat 2021 im Braunkohlenplanverfahren ein unabhängiges 

Fachgutachten zur Überprüfung der Bergbauplanung von RWE beauf-

tragt. Ziel dieses Gutachtens war es, die Pläne von RWE kritisch zu über-

prüfen und mögliche Planungsalternativen zu finden, die eine Inanspruch-

nahme der Manheimer Bucht verhindern könnten.  

Ergebnis dieser fachgutachtlichen Prüfung war, dass die Tagebauwie-

dernutzbarmachung mit dem vorgesehenen Beginn der Seebefüllung im 

Tagebau Hambach im Jahr 2030 ohne eine vorlaufende Abraumbeschaf-

fung östlich des Hambacher Waldes in der Manheimer Bucht (rund 250 

Mio. m³ aufbaufähiger Abraum) keinesfalls möglich wäre. Die für die Her-

stellung eines dauerhaft standsicheren Gesamtböschungssystems erfor-

derlichen Abraummengen stehen sonst nicht zur Verfügung. 

Gemäß § 29 Absatz 3 Satz 3 Landesplanungsgesetz Nordrhein-Westfa-

len sind die Betriebspläne der im Braunkohlenplangebiet gelegenen berg-

baulichen Betriebe mit den Braunkohlenplänen in Einklang zu bringen.  

Artenschutzrechtliche Belange sind ebenfalls öffentliche Belange im Sinn 

des § 48 Abs. 2 BBergG. Diese Belange waren im Fall des Braunkohleta-

gebaus Hambach bereits Gegenstand behördlicher Prüfungen und Ent-

scheidungen. Insbesondere sind hier die Zulassung des Sonderbetriebs-

plans betreffend die artenschutzrechtlichen Belange bei der Fortführung 

des Tagebaus Hambach bis 2020, die Zulassung des 3. Rahmenbetriebs-

plans 2020 bis 20230 und die vorliegenden und bestandskräftigen arten-

schutzrechtlichen Ausnahmegenehmigungen der zuständigen Natur-

schutzbehörden zu nennen. Die genannten Betriebsplanzulassungen ge-

ben der RWE als Betreiberin des Tagebaus auf, ein umfangreiches 

Schutzmaßnahmenkonzept umzusetzen. Das Schutzkonzept wurde in-

zwischen vollständig umgesetzt und es wurden Maßnahmen im Umfang 

von ca. 700 ha im Offenland und ca. 700 ha im Wald verwirklicht. Zusätz-

lich sind auch bereits mehrere hundert Hektar rekultivierte Offenland- und 

Waldflächen vorhanden. Alle durchgeführten Maßnahmen sind wirksam. 

                                            
1 GV. NRW. Ausgabe 2025 Nr. 2 vom 6.1.2025 Seite 27 bis 42 



 
 
 
 
 
 
 
 
 

Seite 3 von 7 

 

Dies belegen die der zuständigen Behörde vorliegenden Umsetzungs- 

und Monitoringberichte. 

Die Höhere Naturschutzbehörde bei der Bezirksregierung Köln und die 

Untere Naturschutzbehörde beim Rhein-Erft-Kreis wurden in das Zulas-

sungsverfahren für den Hauptbetriebsplan 2025 bis 2028 für den Tage-

bau Hambach eingebunden. Das Benehmen wurde hergestellt. Die ge-

planten bergbaulichen Tätigkeiten im Hauptbetriebsplan 2025 bis 2028 

entsprechen weiterhin den artenschutzrechtlichen Vorgaben. 

Die Prüfung der Bezirksregierung Arnsberg hat vor dem Hintergrund er-

geben, dass das Unternehmen RWE einen Rechtsanspruch auf die Ge-

nehmigung hat. Die Bezirksregierung hatte daher die Genehmigung zu 

erteilen und hat am 20. Dezember 2024 den Hauptbetriebsplan 2025 – 

2028 für den Tagebau Hambach zugelassen2.  

 

Klage und Eilantrag des Bundes für Umwelt und Naturschutz Deutsch-

land, Landesverband Nordrhein-Westfalen (BUND NRW) 

Der BUND NRW hat am 3. Januar 2025 gegen die Zulassung des Haupt-

betriebsplans 2025-2028 vom 20. Dezember 2024 Klage beim Oberver-

waltungsgericht des Landes Nordrhein-Westfalen (OVG NRW) erhoben. 

Zudem hat er im Wege des Eilrechtsschutzes beantragt, die aufschie-

bende Wirkung der Klage anzuordnen und des Weiteren eine Zwischen-

verfügung zu erlassen, nach der bis zur Entscheidung über die vorge-

nannte beantragte Anordnung keine Rodungsmaßnahmen (im sogenann-

ten Sündenwäldchen) vorgenommen werden dürfen. 

Die RWE hat gegenüber dem OVG NRW am 8. Januar 2025 erklärt, dass 

sie längstens bis zum 31. Januar 2025 keine Fällungen und Rodungen im 

Bereich des Sündenwäldchens vornehmen wird. 

 

2. Welche bergbaulichen Tätigkeiten sind im Geltungsbereich des 

zugelassenen Hauptbetriebsplans 2025 bis 2028 geplant? 

Mit der Zulassung des Hauptbetriebsplans 2025 bis 2028 für den Tage-

bau Hambach wird zum einen die für die Sicherheit der Stromversorgung 

weiterhin erforderliche Kohlegewinnung aus dem Tagebau ermöglicht. 

Zum anderen kann damit die Gewinnung geeigneter Bodenmassen für 

                                            
2 https://www.bra.nrw.de/system/files/media/document/file/zulassung_ 
hauptbetriebsplan_tagebau_hambach_2025-2028.pdf 
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die von RWE verpflichtend durchzuführenden Rekultivierungsmaßnah-

men erfolgen. Insbesondere werden die Massen benötigt, um eine Vor-

schüttung der Nordrandböschung vor Elsdorf und eine Abflachung der 

Böschung vor dem Hambacher Wald vornehmen zu können. Dafür wer-

den kontinuierlich Bodenmassen mit bestimmten Materialanforderungen 

- sogenannter Mischboden 1 -  benötigt. Diese Böden werden auch be-

nötigt, um andere, für den Böschungsaufbau weniger geeignete Boden-

massen standsicher einbauen zu können. 

Der Geltungsbereich des Hauptbetriebsplans (siehe folgende Abbildung) 

umfasst im Tagebauvorfeld den größten Teil der Manheimer Bucht. Der 

geplante Kohleabbau erfolgt allerdings im offenen Tagebau nördlich des 

Hambacher Waldes und betrifft nicht die Manheimer Bucht. Dort wird es 

nur um die Gewinnung von Bodenmassen zur Wiedernutzbarmachung 

auf der ersten Tagebausohle gehen. Ende 2028 wird planmäßig eine 

nord-süd-verlaufende Abbaugrenze des Hauptbetriebsplans im Westen 

der Manheimer Bucht erreicht sein. Damit verbleibt dort ein schmaler 

Streifen im Westen, der für die Massengewinnung bis zum Ende des Ta-

gebaus vorgesehen und im nächsten Hauptbetriebsplan umzusetzen ist. 
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Abbildung 1: Tagebau Hambach 2025-2028, Hauptbetriebsplan-Grenze, Abbaustand 11/2024 
und geplantem Abbaustand Ende 12/ 2028 

 

3. Bergbauliche Inanspruchnahme des Sündenwäldchens 

Die Notwendigkeit der bergbaulichen Inanspruchnahme der Manheimer 

Bucht und somit auch der im zentralen Abbaubereich gelegenen Fläche 

des Sündenwäldchens wurde bereits insbesondere im Braunkohlenplan-

verfahren Hambach anhand fachgutachtlicher Betrachtungen bestätigt. 

Soweit Waldumwandlungen im Sinn des Bundeswaldgesetzes i. V. m. 

dem Landesforstgesetz (hier Beseitigung von Baum- und Strauchbe-

stand) für die Fortführung und Beendigung des Braunkohlentagebaus er-

forderlich sind (hier im Bereich des Sündenwäldchens), ist bereits auf der 

Ebene des Braunkohlenplans hierüber entschieden und es bedarf keiner 

weiteren behördlichen Zulassung. Rodungen dürfen nur im Zeitraum zwi-

schen dem 1. Oktober und Ende Februar des Folgejahres erfolgen. 

Für erforderliche Rodungen im gesamten Abbaugebiet ist ein behördlich 

angeordnetes Programm von Vermeidungs-, Schutz- und Kompensati-

onsmaßnahmen auch für die Laufzeit des Hauptbetriebsplans 2025 bis 

Kartengrundlage Ausschnitt Anlage 1.1 Hauptbetriebsplan Hambach 2025-2028 
..::·.#. 
~ '41'. 
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2028 einzuhalten. In diesem Zusammenhang sind die o. g. verschiedenen 

behördlichen Zulassungen und Ausnahmegenehmigungen von der Berg-

behörde und den zuständigen Naturschutzbehörden erteilt. Dazu gehört 

der Verzicht auf die Rodung von Bäumen, die Fledermäusen derzeit ein 

Winterquartier geben. Soweit Einzelquartiere in Bäumen als Ruhestätten 

betroffen werden können, greift das bereits umgesetzte Schutzmaßnah-

menkonzept. 

Konkret für das Sündenwäldchen bedeutet dies, dass keine Bäume, die 

Fledermäusen Winterquartier geben, aktuell gerodet werden können. 

Dies gilt auch für jeweils erforderliche Schutzabstände. 

Die bergbauliche Inanspruchnahme des Waldstücks steht gemäß Be-

triebsplanung ab 2026 an. Die dafür notwendigen Rodungen und weite-

ren vorbereitenden Arbeiten müssen nach Auskunft des Unternehmens 

allerdings mit längerem zeitlichen Vorlauf bereits in 2025 starten. 

Die Waldfläche ist aufgrund ihrer Lage im Abbaugebiet nicht Bestandteil 

der im Umfeldbereich des Tagebaus Hambach geplanten Maßnahmen 

zur Waldvernetzung und zum Biotopverbund. 

 

4. Geplante Maßnahmen zur Waldvernetzung und zum Biotopver-

bund 

Der genehmigte geänderte Braunkohlenplan Hambach verkleinert den 

Tagebau Hambach. Der bestehende Hambacher Wald bleibt erhalten. 

Gegenüber der Ursprungsplanung bedeutet dies eine erhebliche ökologi-

sche Verbesserung, insbesondere auch für einen Biotopverbund. Mit dem 

Braunkohlenplanverfahren werden die Vorgaben der Leitentscheidung 

2021 der Vorgängerregierung umgesetzt. Zur Waldvernetzung gibt diese 

Leitentscheidung eine „angemessene Vernetzung der Wälder“ vor, was 

im Braunkohlenplangebiet mit dem Schutz der verbleibenden Waldge-

biete und verschiedenen ergänzenden, die Biotopvernetzung stärkenden 

Festlegungen umgesetzt ist.  

Darüber hinaus planen Region und Land eine weitergehende Waldver-

netzung in diesem Raum. Einigkeit besteht bereits grundsätzlich für einen 

waldbaulich zu entwickelnden Korridor zwischen Hambacher Wald und 

Steinheide, angelehnt an die Trassen der Bundesautobahn 4 und der 

Schienenstrecke. Das Unternehmen RWE hat hierzu Unterstützung bei 

der Flächenbereitstellung zugesagt. Die Kommunen weisen den ungefäh-

ren Verlauf im gemeinsamen Masterplan nach. Wegen der erheblichen 
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Flächenkonkurrenzen in dem betroffenen Raum sind allerdings noch of-

fenen planerische Fragestellungen zu klären. Insbesondere sind die Be-

lange der Landwirtschaft zu berücksichtigen, was auch heißt, dass die 

benötigte Fläche auf den Biotopverbund „Rheinisches Revier“ angerech-

net wird. 

 


